
 

ABSTIMMUNGSVORLAGE 
für die Volksabstimmung vom 2./4. April 2004 

Gesetz 
vom 27. November 2003 

betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
die obligatorische Unfallversicherung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 28. November 1989 über die obligatorische Unfallver-
sicherung, LGBl. 1990 Nr. 46, in der geltenden Fassung, wird wie folgt 
abgeändert: 

Art. 79 Abs. 2 bis 4 

2) Die Prämien für die obligatorische Versicherung der Nichtberufs-
unfälle gehen zu Lasten des Arbeitnehmers. 

3) Der Arbeitgeber schuldet den gesamten Prämienbetrag. Er zieht den 
Anteil des Arbeitnehmers vom Lohn ab. Dieser Abzug darf für den auf 
eine Lohnperiode entfallenden Prämienbetrag nur am Lohnbetrag dieser 
oder der unmittelbar nachfolgenden Periode stattfinden. Jede abweichende 
Abrede zuungunsten der Versicherten ist ungültig. 

4) Aufgehoben 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. 


